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Ergänzungsbedürftigkeit rahmenrechtlicher Vorschriften des Bundesjagdgesetzes 
zum Schutz der Waldfunktionen vor Schäden durch Schalenwild 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 10/1054 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 17. Dezember 1984 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Stockhausen 

Vorsitzender Berichterstatter 



Drucksache 10/2749 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Stockhausen 


Der Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Bard und 
der Fraktion DIE GRÜNEN wurde in der 61. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 29. März 1984 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. Der Ausschuß erhielt auf An- 
forderung von folgenden Einrichtungen Stellung- 
nahmen zu diesem Antrag: 

1. Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzer- 
verbände e. V., Bonn, 

2. Deutscher Forstwirtschaftsrat e. V., Rheinbach, 

3. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald e. V.,Bonn, 

4. Institut für Wildbiologie und Jagdkunde der Uni- 
versität Göttingen. 

Der gleichfalls um eine Stellungnahme gebetene 
Deutsche Jagdschutzverband e. V., Bonn, hat sich 
nicht geäußert. 

Der Ausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung am 
12. Dezember 1984 beraten. 

Mit dem Antrag verfolgen die Antragsteller ein Er- 
suchen an die Bundesregierung, durch Novellierung 
des Bundesjagdgesetzes den Wald vor Schäden 
durch Schalenwild zu bewahren. Die Schalenwild- 
Abschußpläne müßten streng danach festgesetzt 
werden, ob der Schalenwildbestand nach dem Zu- 
stand der Vegetation und der Kondition der Wildbe- 
stände den landschaftlichen und landeskulturellen 
Verhältnissen angemessen sei. Die Erfassung der 
Grunddaten sollte in einem von Jagdinteressen un- 


abhängigen Verfahren erfolgen und die Festset- 
zung der Abschußpläne an die Zustimmung der Na- 
turschutzbehörde gebunden sein. Die Fütterung von 
Schalenwild sei ganzjährig zu verbieten, das Anle- 
gen von Äsungsflächen sollte stark eingeschränkt 
werden. Vor allem sollten keine Flächen bean- 
sprucht werden, die aus Gründen des Arten- und 
Biotopschutzes erhalten werden müßten. Das Anlie- 
gen von Äsungsflächen sollte zudem genehmi- 
gungspflichtig werden und nur im Einvernehmen 
mit der Naturschutzbehörde zulässig sein. Wegen 
der Einzelheiten wird auf den Antrag und seine 
Begründung in Drucksache 10/1054 verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß stieß der Antrag 
auf einmütigen Widerstand, wobei jedoch die an- 
tragstellende Fraktion nicht vertreten war. Deren 
Mitglied im Ausschuß erklärte jedoch nachträglich, 
sie würde bei der Abstimmung für den Antrag ge- 
stimmt haben. Die Bedenken des Ausschusses erga- 
ben sich daraus, daß das Bundesjagdgesetz eine 
Rahmenvorschrift des Bundes im Sinne des Arti- 
kels 75 des Grundgesetzes ist, das von den Ländern 
auszufüllen sei. Das Anliegen des Antrags falle in 
den Bereich der sachlichen Rechtsgestaltung durch 
die Landesgesetzgeber, zumal da dieses Anliegen 
auch regional eine unterschiedliche Gewichtung 
habe. Für den Bund bestehe deshalb kein Hand- 
lungsbedarf, so daß der Antrag abzulehnen sei. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bittet den Deutschen Bundestag daher, den 
Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 16. Januar 1985 


Stockhausen 

Berichterstatter 
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